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A. Planungsrechtliche Festsetzungen

1.
1.1

2.2

23

24

2.5

Art der baulichen Nutzung § 9 Abs.1 Nr.1 BauGB
Allgemeines Wohngebiet (WA) § 4 BauNVvO
Zulassig sind:
- Wohngeb&ude, § 4 Abs.2 Nr. 1 BauNVO
- nicht stéorende Handwerksbetriebe, § 4 Abs.2 Nr. 2 BauNVO

- Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke
§ 4 Abs.2 Nr. 3 BauNVO
Ausnahmsweise kénnen zugelassen werden:
- sonstige nicht stérenden Gewerbebetriebe, § 4 Abs.3 Nr.2 BauNVO
- Anlagen firr Verwaltungen. § 4 Abs.3 Nr.3 BauNVO

Nicht zugelassen sind:
- die der Versorgung des Gebiets dienenden Laden, Schank- und Speisewirtschaften
§ 4 Abs.2 Nr.2i.V.m. § 1 Abs.5 BauNVO

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes § 4 Abs.3 Nr.1 BauNVO
- Gartenbaubetriebe § 4 Abs.3 Nr.4i.V.m. § 1 Abs.6 BauNVO
- Tankstellen. § 4 Abs.3 Nr.5i.V.m. § 1 Abs.6 BauNVO
MaR der baulichen Nutzung § 9 Abs.1 Nr.1 BauGB, §§ 16 — 21a BauNVO
Grundflachenzahl (GRZ) § 19 BauNVO

Die Grundflachenzahl wird entsprechend den Einschrieben in der Planzeichnung festgesetzt.

Geschossflachenzahl (GFZ) § 20 BauNVO
Die Geschossflachenzahl wird entsprechend den Einschrieben in der Planzeichnung festgesetzt.

Zahl der Vollgeschosse § 20 BauNVO
Die Zahl der Vollgeschosse wird entsprechend dem Einschrieb in der Planzeichnung festgesetzt.

ErdgeschossfuBbodenhdhe (EFH) § 9 Abs.1i.V.m. § 9 Abs.3 BauGB u. § 18 BauNVO

Die Erdgeschossfulbodenhdhe (EFH) ist gemaR Planeinschrieb in Metern Gber Normalnull (m 0.
NHN) festgesetzt. Sie dient als Bezugspunkt fir die Hohe der baulichen Anlagen geman
§ 18 BauNVO.

Die im Planeinschrieb festgesetzte EFH darf bis zu maximal 0,15 m Uberschritten werden.
Die mafgebliche Hohe der EFH ist die Oberkante des RohfuRbodens.

Hoéhe der baulichen Anlagen § 16, § 18, § 20 BauNVO

Die zulassige Héhe der baulichen Anlagen wird durch Festsetzung der zuldssigen Gebaudehdhe (GH)
bestimmt. MalRgeblich sind die Einschriebe in der Planzeichnung (Nutzungsschablone).

Gebiudehohe 1 (GH1)

Die Gebaudehdhe 1 (GH1) ist das Mal zwischen der tatsachlich hergestellten Erdgeschossfulbo-
denhdhe (Oberkante des Rohfu3bodens) und dem Schnittpunkt der senkrechten, traufseitigen Au-
Renwand mit der Dachhaut bei Satteldachern. Von der Gebaudehdhe 1 darf max. 0,2 m abgewichen
werden.
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3.1

41

4.2

4.3

5.1

Gebéaudehohe 2 (GH2)

Die Gebaudehothe 2 (GH2) ist das Mal} zwischen der tatsachlich hergestellten Erdgeschossfuflbo-
denhohe (Oberkante des RohfuBbodens) und dem héchsten Punkt des Daches (First). Von der Ge-
bdudehohe 2 darf max. 0,2 m abgewichen werden.

Griinflachen
§ 9 Abs.1 Nr.15 BauGB

Private Griinflachen § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB
Die privaten Grinflachen sind durch Planeintrag in die Planzeichnung festgesetzt.
Bauliche Anlagen jeglicher Art sind in den privaten Grinflachen nicht zulassig.

Bauweise, liberbaubare Grundstiicksflache
§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO

Bauweise § 22 BauNVO
Die Bauweise ist durch Planeintrag in der Nutzungsschablone festgesetzt als:

OA - offene Bauweise, nur Einzelhduser zulassig

a - abweichende Bauweise, nur Hausgruppen in Form von Kettenhausern als einseitige
Grenzbebaung zulassig

Ein Kettenhaus besteht aus einem Wohnhaus in einseitiger Grenzbebauung und der
Garage.

Stellung der baulichen Anlagen § 9 Abs.1 BauGB

Die in der Planzeichnung eingetragenen Gebaudeausrichtungen bzw. Firstrichtungen sind zwingend
einzuhalten.

Baugrenzen § 23 BauNVvVO

Die Uberbaubaren Grundstiicksflachen sind entsprechend den Eintragungen in der Planzeichnung
durch Baugrenzen festgesetzt.

Nebenanlagen, Garagen und Stellplatze
§ 9 Abs.1 Nr.1, 2, 4 BauGB, §§ 12, 14 BauNVO, § 23 Abs.5 BauNVO

Nebenanlagen § 23 Abs. 5 BauNVO
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, sofern sie keine Gebaude sind, sind allgemein zulassig.

Nebenanlagen als Gebaude im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO kdnnen mit Ausnahme der Vorgarten-
flache (Flache zwischen offentlicher sowie privater Verkehrsfliche und der berbaubaren Grund-
stiicksflache), Pflanzgebotsflachen Pfg und privaten Griinflachen bis zu einer Gré3e von max. 25,0
cbm umbauten Raum auch auf3erhalb der Uberbaubaren Flachen ausnahmsweise zugelassen wer-
den.
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5.2

6.1

6.2

6.3

6.4

7.2

Garagen § 12 Abs.1 BauNVO
Garagen sind innerhalb der dafiir festgesetzten Flachen ,Ga“ zulassig.

MaBRnahmen und Flachen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und
Landschaft § 9 Abs.1 Nr.20 BauGB

Dachbegriinung

Die Dachflachen von Nebengebauden inklusive Garagen bis zu einer Dachneigung von 15° und je-
weils mehr als 12 m? Grundflache sind flachendeckend zu begriinen.

Die Substratstarke hat mindestens 8 cm zu betragen. Die Funktion der Dachbegriinung ist dauerhaft
zu gewahrleisten. Solaranlagen dirfen die Funktion der Dachbegriinung nicht einschranken.

Dachmaterialien

Metalleindeckungen sind nur fir untergeordnete Bauteile zuldssig. Aus Griinden des Boden- und
Wasserschutzes, durfen nur solche Materialien verwendet werden, die dauerhaft sicherstellen, dass
keine Ausschwemmung von Schwermetallen in das Regenwasserableitungssystem erfolgt.

Dachflachenentwidsserung und Entwasserung der unbebauten Grundstiicksflachen

Das auf den Dachflachen anfallende Regenwasser neu errichteter Gebaude sowie das auf nicht be-
lasteten Hofflachen, Stellplatzen und deren Zufahrten anfallende Regenwasser ist auf den Grundsti-
cken getrennt zu sammeln und auf den jeweiligen Grundstlicken zu versickern bzw. in dem im Stra-
Renraum zu verlegenden Regenwasserkanalen zuzufihren.

Die Ableitung auf den privaten Grundstlicken ist von den jeweiligen Eigentiimern in ausreichender
Dimensionierung herzustellen. Sie kann tber Mulden-Rigolen-Systeme oder in befestigter Bauweise,
z.B. Rinnen mittels Naturstein, erfolgen. Ihre Ausflihrung muss, mit Ausnahme unmittelbar am Gebau-
de sowie im Bereich der Zufahrten und Terrassen, stets in wasserdurchlassiger Weise erfolgen.

Werden Zisternen zur Regenwassernutzung eingebaut, so ist deren Uberlauf in die Regenwasserka-
nale einzuleiten. Eine zusatzliche Nutzung des Regenwassers Uber Zisternen ist winschenswert.

Die Dachentwasserung ist in den Bauplanen darzustellen.

Siehe Hinweise unter Kapitel B Hinweise zur Niederschlagsbeseitigung.

Zufahrten und Wege

Wege und Zufahrten auf Baugrundstiicken sind wasserdurchlassig herzustellen (z.B. Rasengitter, Ra-
sen- oder Fugenpflaster, wassergebundene Decke). Die Durchlassigkeit des Schichtaufbaus ist dau-
erhaft sicherzustellen.

Pflanzgebote § 9 Abs.1 Nr.25a BauGB i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Allgemeines Pflanzgebot — Bepflanzung der nicht liberbaubaren Grundstiicksflachen

Die nicht Gberbauten Flachen der Grundstiicke sind, soweit sie nicht als Zufahrten, PKW-Stellplatze,
Wege, temporare Mullbehélterstandplatze, Fahrradabstellplatze und Terrassen genutzt werden, als
Grinflachen oder Hausgarten anzulegen und dauerhaft zu unterhalten. Stein- und Koniferengarten
sind nicht zulassig.

Flachiges Pflanzgebot Pfg 1 — Randliche Eingriinung auf privater Grundstiicksflaiche (Hecken-
pflanzung)

Gemal Planzeichnung sind im Bereich der mit Pflanzgebot ,Pfg 1“ gekennzeichneten Flache zu
mind. 70 % mit standortgerechten, heimischen Strauchern gemafl Empfehlung Pflanzliste 3 (Kapitel
B Hinweise) zu bepflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Die Anpflanzung nichtheimischer
immergriner Gewachse wie beispielsweise Thuja oder Kirschlorbeer ist innerhalb der Pflanzgebots-
flache nicht zulassig.

Mindestqualitat: Straucher, Hohe 100-150 cm, 2x verpflanzt, mind. 3 Triebe
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7.3

7.4

Die gehdlzfreien Flachen sind mit einer Krauter-Gras-Mischung fir trockene bis frische Standorte
einzugrinen und zu pflegen. Die Pflanzgebotsflache darf nicht als Lagerflache fur Holz, Kompost
etc. genutzt werden. Innerhalb der Flachen sind Anlagen zur Ableitung, Zwischenspeicherung und
Versickerung von Regenwasser in Form von offenen und begrinten Mulden zul&ssig.

Hinweis: Das Nachbarrechtsgesetz (NRG) Baden-Wurttemberg ist zu beachten.

Flachiges Pflanzgebot Pfg 2 — Randliche Eingriinung auf privater Grundstiicksflache (Gehdlz-
pflanzung, keine Schnitthecken)

Gemal Planzeichnung sind im Bereich der mit Pflanzgebot ,Pfg 2 gekennzeichneten Flache flachig
mit standortgerechten, heimischen Strauchern gemafll Empfehlung Pflanzliste 3 (Kapitel B Hinweise)
zu bepflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Die Anpflanzung nichtheimischer immergriiner
Gewachse wie beispielsweise Thuja oder Kirschlorbeer ist innerhalb der Pflanzgebotsflache nicht zu-
lassig.

Mindestqualitat: Straucher, Hohe 60-100 cm, 2x verpflanzt, mind. 3 Triebe

Es ist alle 12 Laufmeter ein standortgerechter, heimischer Laubbaum Il. Ordnung zu pflanzen (siehe
Pflanzliste 1). Die Einzelbaume sind entsprechend dem arttypisch natiirlichen Wuchs zu pflegen und
zu erhalten.

Bei Ausfall sind diese gleichwertig zu ersetzen.

Mindestqualitat: Hochstamm, STU 16-18, 3x verpflanzt

Im Zuge der Ausfliihrungs- und Freiflachenplanung kann von den festgesetzten Standorten in der
Planzeichnung um bis zu max. 3,0 m abgewichen werden.

Die Pflanzgebotsflache darf nicht als Lagerflache fir Holz, Kompost etc. genutzt werden. Innerhalb
der Flachen sind Anlagen zur Ableitung, Zwischenspeicherung und Versickerung von Regenwasser
in Form von offenen und begriinten Mulden zulassig.

Schnitthecken sind unzulassig.
Hinweis: Das Nachbarrechtsgesetz (NRG) Baden-Wiirttemberg ist zu beachten.

Einzelpflanzgebote - Anpflanzen Einzelbaume

Entsprechend den Eintragungen in der Planzeichnung ist je Grundstick ein gebietsheimische,
standortgerechte Laubbaum II. Ordnung gemaR Empfehlung Pflanzliste 1 (Kapitel B Hinweise) zu
pflanzen.

Die Einzelbdume sind entsprechend dem arttypisch natirlichen Wuchs zu pflegen und zu erhalten.
Bei Ausfall sind diese gleichwertig zu ersetzen.

Mindestqualitat: Hochstamm, STU 16-18, 3x verpflanzt

Im Zuge der Ausfuhrungsplanung kann von den festgesetzten Standorten in der Planzeichnung um
bis zu max. 3,0 m abgewichen werden.

Einzelbaume sind mit einer mindestens 5 m? groRen Baumscheibe zu versehen, welche offen und
begrint herzustellen ist.

Zuordnung von AusgleichsmaRnahmen (§ 9 (1a) Satz 2 BauGB i.V.m. § 1a (3) und § 135 a-c
BauGB)

Far den Ausgleich der Eingriffe in Natur und Landschaft aus Flachenversiegelung und Fléacheninan-
spruchnahme werden alle ermittelten plangebietsinternen und —externen 6kologischen Maflinahmen
herangezogen.

Plangebietsinterne Ausgleichsmallnahmen

Einen Ausgleich der Funktionsverluste bzw. —beeintrachtigungen fiir die Schutzgiter Boden, Wasser,
Klima, Biotope und Landschaftsbild leisten innerhalb des Geltungsbereiches die Flachen mit Pflanz-
geboten und mit MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Erhaltung von Natur und Landschaft.
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Unter Berlcksichtigung der Minimierungs- und Ausgleichsmalinahmen verbleibt innerhalb des Gel-
tungsbereiches fir die Schutzgiter Boden, Wasser, Klima, Biotope und Landschaftsbild ein Kompen-
sationsdefizit, das Ausgleichsmaflinahmen aulRerhalb des Plangebietes notwendig macht.

Plangebietsexterne Ausgleichsmaflinahmen

Unter Berlcksichtigung der Minimierungs- und Ausgleichsmalnahmen verbleibt innerhalb des Gel-
tungsbereiches flr die Schutzgiter Boden, Wasser, Klima, Biotope und Landschaftsbild ein Kompen-
sationsdefizit, das Ausgleichsmalinahmen aulRerhalb des Plangebietes notwendig macht.

Die externen Ausgleichsflachen und -maBRnahmen werden den Eingriffsflachen des Bebauungsgebie-
tes geman § 9 Abs.1a Satz 3 BauGB zugeordnet.

MaRnahmenflache/ MalRnahmennummer Flurstlicke

MafRnahmenflache K1 2457, 2458 (Teilflache)
Extensivierung einer Fettwiese (33.41) und
Entwicklung von magerem Griinland (33.43)

Es wird auf den Umweltbericht mit integriertem Griinordnungsplan (Stand 05.11.2024) verwiesen.

B. Hinweise

Begrenzung der Bodenversiegelung und Bodenschutz

Zur Begrenzung der Bodenversiegelung sollten innerhalb des Gebietes mindestens 40%, als nicht
versiegelte Flache angelegt werden. Es wird empfohlen, die nicht lGberbauten und nicht befestigten
Grundstucksflachen landschaftsgartnerisch zu gestalten und dauerhaft zu unterhalten.

Anfallender Erdaushub (getrennt nach Ober- und Unterboden) hat im Baugebiet soweit wie mdglich zu
verbleiben und ist dort wieder zu verwenden bzw. einzubauen. Es ist auf einen sparsamen und scho-
nenden Umgang mit Boden zu achten. Gemal § 202 BauGB ist Mutterboden in nutzbarem Zustand
zu erhalten und vor Vernichtung und Vergeudung zu schitzen sowie auf dem Grundstlick wieder zu
verwenden oder einer landwirtschaftlichen/ gartnerischen Nutzung zuzufiihren.

Auch fur Mutterboden in Gartenflachen, die fur Bauzufahrten/ Baulager/ Baustelleneinrichtungen u. &.
in Anspruch genommen werden, besteht Sicherungspflicht.

Bei Ausbau, Zwischenlagerung und Einbau von Ober- und Unterboden sind die Hinweise der Informa-
tionsschrift des Ministeriums fir Umwelt Baden-Wrttemberg "Erhaltung fruchtbaren und kulturfahigen
Bodens bei Flacheninanspruchnahme" zu beachten.

Altlastenverdachtsflachen sind gesondert entsprechend den geltenden gesetzlichen Vorgaben zu be-
handeln.

Auf die §§ 4 und 7 des Bundes-Bodenschutzgesetzes wird hingewiesen.

In den nicht zur Bebauung vorgesehenen Bereichen sind Bodenverdichtungen zu vermeiden, um die
nattirliche Bodenstruktur vor erheblichen und nachhaltigen Veradnderungen zu schiitzen. Baustoffe, die
zu einer Schadstoffbelastung von Wasser und Boden fihren kénnen, sind nicht zu verwenden.

Néahere Ausfiihrungen zum Vorgehen enthalt die DIN 18915 Blatt 3 bezlglich des Bodenabtrags und
der Oberbodenlagerung.

Geotechnik

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im Verbreitungsbe-
reich der Obtususton-Formation.

Mit einem oberflachennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei Wiederbe-
feuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu rechnen.
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In der unterhalb der Obtususton-Formation lagernden Arietenkalk-Formation ist mit OI-
schiefergesteinen zu rechnen. Auf die bekannte Gefahr méglicher Baugrundhebungen nach Austrock-
nung bzw. Uberbauen von Olschiefergesteinen durch Sulfatneubildung aus Pyrit wird hingewiesen.
Die Olschiefer kénnen betonangreifendes, sulfathaltiges Grund- bzw. Schichtwasser fiihren. Eine in-
genieurgeologische Beratung durch ein in der Olschieferthematik erfahrenes privates Ingenieurbiiro
wird empfohlen.

Daruber hinaus werden auch bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen
oder von Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Trag-
fahigkeit des Grindungshorizontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) objektbezogene
Baugrunduntersuchungen gemafl DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbiiro
empfohlen.

Grundwasserschutz

Das Grundwasser ist sowohl wahrend des Bauens als auch nach Fertigstellung des Vorhabens vor
jeder Verunreinigung zu schutzen.

Vor diesem Hintergrund muss der Betrieb von Baumaschinen und der Umgang mit wassergefahr-
denden Stoffen mit groRtmdglicher Sorgfalt erfolgen. Zudem sind im Rahmen der Baumalinahmen
grundwasserunschéadliche lIsolier-, Anstrich-, und Dichtungsmaterialien (kein Teerprodukte) zu ver-
wenden. Abfalle jeglicher Art diirfen nicht in die Baugrube gelangen.

Sofern durch Baumalnahmen unerwartet Grundwasser erschlossen wird, ist dies unverziglich der
zustandigen Wasserbehoérde des Landratsamtes Tubingen anzuzeigen.

Bodendenkmalpflege/ Archdologische Denkmalpflege (§ 20 DSchG, § 27 DSchG)

Sollten bei der Durchfiihrung vorgesehener Erdarbeiten archaologische Funde oder Befunde entdeckt
werden, ist dies gemal § 20 DSchG umgehend der Denkmalschutzbehdrde oder der Stadt Balingen
anzuzeigen. Archaologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder
Befunde (Graber, Mauerreste, Brandschichten, auffallige Erdverfarbungen, etc.) sind bis zum Ablauf
des vierten Werktages nach der Anzeige in unverandertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die
Denkmalschutzbehérde mit einer Verkiirzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archaologi-
scher Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausfuhrende Bau-
firmen sollten schriftlich in Kenntnis gesetzt werden.

Erdbebengefahrdung

Das Plangebiet befindet sich in der Erdbebenzone 3 gemal der Karte der Erdbebenzonen der Bun-
desrepublik Deutschland. D.h. das Plangebiet liegt in einer der am starksten erdbebengefahrdeten
Zonen Deutschlands.

Im Hinblick auf die weitere Planung, insbesondere die Statik der Gebdude, wird auf die DIN 4149
,Bauten in deutschen Erdbebengebieten — Lastnahmen, Bemessung und Ausfiihrung dblicher Hoch-
bauten“ verwiesen.

Die DIN 4149 ist in der Liste der Technischen Baubestimmungen gelistet und ist damit allgemein ein-
geflhrt.

Altlasten

Werden bei den Aushubarbeiten Verunreinigungen des Bodens festgestellt (zum Beispiel Mllrtick-
stande, Verfarbung des Bodens, auffalliger Geruch oder ahnliches), ist das Landratsamt Zollernalb-
kreis sofort zu benachrichtigen.

Sollte unbelasteter Aushub zur Entsorgung anfallen, steht der Landkreis in Bezug auf seine Erddepo-
nien Balingen ,Hoélderle” und Albstadt ,Schénbuch® beratend zur Verfliigung.

Artenschutzrechtliche MaBnahmen - VermeidungsmaRnahmen/ sonstige VermeidungsmaR-
nahmen

Zeitliche Beschrankung fir Fall-, Rodungs- und Schnittarbeiten sowie Abriss von Gebauden oder Ar-
beiten an Gebauden und Gelande
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Zur Vermeidung von Verbotstatbestdnden des § 44 Abs. 1 BNatSchG beziiglich der Artengruppe der
Végel muss der Abriss der Gebaude und die Baufeldbereinigung auRerhalb der Vogelbrutzeit von An-
fang Oktober bis Ende Februar erfolgen.

Ggf. sind entsprechende Vermeidungsmallnahmen (z.B. Beachtung sensibler Zeiten) und Aus-
gleichsmalBnahmen (Angebot geeigneter Ersatzquartiere) zu berlcksichtigen und mit der Unteren Na-
turschutzbehdrde beim Landratsamt abzustimmen.

Vogelfreundliches Bauen mit Glas

Zur Vermeidung von Vogelschlag sind an gro3flachigen Fensterfronten geeignete Mal3nahmen (z.B.
Einbau von fir Végel sichtbare Scheiben, Vogelschutzglas oder andere vergleichbare MalRnahmen)
zu treffen. Auf die Arbeitshilfe der Schweizerischen Vogelwarte Sempach (2012) wird verwiesen.

Durchlassigkeit von Einfriedungen
Bei Zaunen ist auf einen Mindestbodenabstand von 15 — 20 cm zu achten, um die Kleintierdurchlas-
sigkeit zu gewahrleisten. Schachte sind so anzulegen, dass keine Kleintierfallen entstehen (durch Ab-
deckungen oder Ausstiegshilfen).

Umweltfreundliche Auflenbeleuchtung

Die Aufllenbeleuchtung ist energiesparend sowie insekten- und fledermausvertraglich zu gestalten.
Deshalb sind Leuchtmittel mit warmwei3em Licht (max. 3000 Kelvin) mit mdglichst geringem Blauan-
teil (Spektralbereich 570 bis 630 Nanometer) oder UV-reduzierte LED-Leuchtkérper bzw. Natrium-
dampf- (Nieder-) Hochdruckdampflampen zu verwenden. Zudem sind UV-absorbierende Leuchten-
abdeckungen zu verwenden. Das Leuchtengehduse sollte eine staubdichte Konstruktion haben. Die
Oberflachentemperatur des Leuchtengehauses darf max. 40° C betragen.

Die Leuchten sind so einzustellen, dass eine Lichtwirkung nur auf die zu beleuchtende Flache erfolgt
(streulichtarm). Die Anstrahlung der zu beleuchtenden Flachen ist grundséatzlich von oben nach unten
auszurichten.

Quecksilberdampf-Hochdrucklampen, eine ultraviolette (UV-) und Infrarote (IR-) Strahlung so-wie eine
dauerhafte nachtliche Beleuchtung sind auszuschlieflen. Anlage von Griinflachen

Anlage von Grinflachen

Es wird auf das Gesetz des Landes Baden-Wirttemberg zum Schutz der Natur und zur Pflege der
Landschaft (Naturschutzgesetz - NatSchG) § 21a NatSchG Gartenanlagen verwiesen. Es ist darauf
hinzuwirken, dass Gartenanlagen insektenfreundlich gestaltet werden und Gartenflachen vorwiegend
begriint werden. Schotterungen zur Gestaltung von privaten Garten sind grundsatzlich keine andere
zulassige Verwendung im Sinne des § 9 Absatz 1 Satz 1 LBO. Gartenflachen sollen ferner was-
seraufnahmefahig belassen oder hergestellt werden.

Retentionszisternen

Falls eine Regenwasserzisterne der Gewinnung von Brauchwasser dienen soll, wird ausdriicklich auf
die DIN-gemafe Trennung von Trinkwasser und Brauchwasser hingewiesen.

Freiflaichengestaltungsplan

Mit der Vorlage von Bauantragen sind vom Antragsteller fachlich qualifizierte Freiflachengestaltungs-
plane mit Darstellung und Erlauterung der freiraumgestalterischen Mallnahmen der Baugenehmi-
gungsbehorde vorzulegen, die nach fachkundiger Priifung Bestandteil der Baugenehmigung werden.

Niederschlagsbeseitigung

Nach § 2 Abs. 2 Satz 3 der Verordnung des Umweltministeriums uber die dezentrale Beseitigung von
Niederschlagswasser sollen vor der ortsnahen Einleitung in ein oberirdisches Gewasser die Mdglich-
keiten zur Ruckhaltung/Versickerung des Niederschlagswassers genutzt werden.

Gemaly § 55 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) soll Niederschlagswasser ortsnah versi-

ckert, verrieselt oder direkt Uber eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Ge-
wasser eingeleitet werden.

Die Sanierung der Bodmannstralle hat zur Separierung des Regenwasserkanals gefiihrt welcher in
den Kaltenbrunnenbach eingeleitet werden soll. Die Anlage in der Bodmannstralle ist auf ein 1 mal in
30 Jahren Regenereignis ausgelegt. Der Ablauf erfolgt in der StralRe Gber einen Drosselschacht.
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Zur dezentralen Beseitigung des Niederschlagswassers sind entsprechende Flachen von einer Be-
bauung/Versiegelung freizuhalten.

Klimagerate, Kiihlgerate, Luft-Warme-Pumpen, Liiftungsgerate oder ahnliche Anlagen zur pri-
vaten Versorgung des Einzelbauvorhabens

Klimagerate, Kuhlgerate, Luft-Warme-Pumpen, Liftungsgerate oder ahnliche Anlagen zur privaten
Versorgung des Einzelbauvorhabens sind so zu errichten, dass durch die Schallabstrahlung keine un-
zulassigen Larmbelastungen auf die Nachbarn und die Umgebung entstehen.

Die Lage und die Abmessungen von frei aufgestellten Klimageraten, Kihlgeraten, Luft-Warme-
Pumpen, Liftungsgeraten oder dhnlichen Anlagen zur privaten Versorgung des Einzelbauvorhabens
sind im Baugesuch des Einzelbauvorhabens mafstablich und eindeutig darzustellen.

Photovoltaik-Pflicht-Verordnung Baden-Wiirttemberg (PVPf-VO) und Klimaschutz- und Klima-
wandelanpassungsgesetz Baden-Wiirttemberg (KlimaG BW)

Es wird auf die jeweils gliltige Fassung der Photovoltaik-Pflicht-Verordnung Baden-Wirttemberg
(PVPf-VO) sowie des Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetzes Baden-Wirttemberg (Kli-
maG BW) hierbei im Speziellen zur Pflicht der Errichtung von PV-Anlagen auf Wohngebauden und
Nicht-Wohngebauden und deren Mindestanforderungen sowie der Kombination mit Dachbegrinun-
gen, verwiesen.

Hinweis auf angrenzende landwirtschaftliche Bewirtschaftung

Durch die umgebenen landwirtschaftlichen Flachen konnen auch bei ordnungsgemalfer Bewirtschaf-
tung Emissionen wie z. B. Staube, Geruch, Larm und Pflanzenschutzmittelabdrift im Sinne des § 906
BGB nicht ausgeschlossen werden und sind durch die geplante Nutzung hinzunehmen.

Nachbarrecht

Um Verschattungen und andere Beeintrachtigungen landwirtschaftlicher Kulturen zu vermeiden, ist mit
Anpflanzungen, die in Verbindung mit den geplanten MalRnahmen stehen, ein ausreichender Abstand
zu den angrenzenden landwirtschaftlichen Kulturen einzuhalten, der mindestens den Erfordernissen
nach dem Nachbarrecht Baden-Wirttemberg entspricht. Die Bestimmungen des Gesetzes Uber das
"Nachbarschaftsrecht Baden-Wirttemberg - NRG" zu beachten.
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Pflanzlisten

Pflanzliste 1:
Einzelbaume, Laubbdaume

Gebietsheimische, standortgerechte Laubbdume, Mindestqualitdt: Hochstamm, STU 16-18, 3x ver-

pflanzt

Acer campestre
Acer platanoides
Betula pendula
Carpinus betulus
Populus tremula
Prunus avium
Prunus padus

Feld-Ahorn Sorbus aria Echte Mehlbeere
Spitz-Ahorn Sorbus aucuparia Eberesche, Vogelbeere
Hange-Birke Sorbus domestica Speierling

Hainbuche Tilia cordata Winter-Linde

Zitter-Pappel
Vogel-Kirsche
Trauben-Kirsche

Pflanzliste 2:

Obstbdume

standortgerechte Obstbaume, Mindestqualitat: Hochstamm, STU 12-14, 3x verpflanzt

Apfel: in den Sorten
Boiken
Bohnapfel
Brettacher
Grahams Jubilaumsap
Hauxapfel
Jakob Fischer
Kaiser Wilhelm
Krigers Dickstiel
Rheinischer Bohnapfel

Schoéner von Herrenhu
Sonnenwirtsapfel
Rote Sternrenette
Roter Bellefleur
Welschisner

Wiltshire
Winterrambour

Schoner aus Nordhausen

Birnen:in den Sorten
Doppelte Phillips
FaRlesbirne
Gelbmostler

fel Oberosterreicher

Palmischbirne

Schweizer Wasserbirne

Nageles Birne

Kirchensaller Mostbirne

t

Steinobst: in den Sorten
Ontariopflaume
Kdnigin Vikroria
Ersinger Friihzwetschge
Wangenheims Friihzwetschge
Dt. Hauszwetschge
Mirabelle von Nancy
Oullins Reneklode
Graf Althans Reneklode
SiBkirsche: in den Sorten
Burlat
Dolleseppler
Unterlander
GrolRe Schwarze Knorpel
Buttners Rote Knorpel
Adlerkirsche von Bartschi
Regina
Sauerkirsche: in den Sorten
Beutelsbacher Rexelle
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Pflanzliste 3:

Gebietsheimische und standortgerechte Geholze, private Griinflachen

Mindestqualitat: Straucher, Hohe 60-100 cm

Acer campestre
Carpinus betulus
Cornus sanguinea
Corylus avellana
Crataegus laevigata
Crataegus monogyna
Euonymus europaea
Ligustrum vulgare

Feldahorn

Hainbuche

Roter Hartriegel
Haselnuss
Zweigriffliger Weifddorn
Eingriffliger WeilRdorn
Pfaffenhltchen
Gemeiner Liguster

Lonicera xylosteum
Prunus spinosa
Rhamnus cathartica
Rosa canina
Sambucus nigra
Sambucus racemosa
Viburnum lantana
Viburnum opulus

Gemeine Heckenkirsche
Schlehe

Kreuzdorn

Hundsrose

Schwarzer Holunder
Traubenholunder
Wolliger Schneeball
Gewohnlicher Schneeball

Aufgestellt:

Balingen, ...................

Michael Wagner

Baudezernent

Ausgefertigt:

Balingen, ......

Dirk Abel

Oberburgermeister
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C.Ortliche Bauvorschriften

1.
1.1

1.2

AuBere Gestaltung der baulichen Anlagen § 74 Abs.1 Nr.1 LBO

Dachform und Dachneigung § 74 Abs.1 Nr.1 LBO
Die jeweils zulassige Dachform und Dachneigung der Hauptgebaude sind der Planzeichnung zu ent-
nehmen.

Es bedeuten:

SD Satteldach 33° gilt nur fur Hauptgebaude

FD Flachdach  0° bis 5° gilt nur fir Garagen

Im begrindeten Einzelfall kbnnen von der Baurechtsbehérde Ausnahmen von den festgesetzten
Dachneigungen bis zu +/- 3° zugelassen werden.

Dacheindeckung

Fir die Dacheindeckung von Dachern werden folgende Festsetzungen getroffen:

» Die Satteldacher sind mit unglasierten, nicht reflektierenden Dachziegeln oder Dachsteinen in roter
bis rotbrauner Farbe einzudecken.

» Garagen und Nebenanlagen iber 12,0 m? Grundflache sind mit extensiven begriinten Dachern zu
errichten. Ausnahmsweise kénnen auf den Garagen Terrassen zugelassen werden.

* Metalleindeckungen sind nur fir untergeordnete Bauteile zulassig. Aus Grinden des Boden- und

Wasserschutzes, durfen nur solche Materialien verwendet werden, die dauerhaft sicherstellen,
dass keine Ausschwemmung von Schwermetallen in das Regenwasserableitungssystem erfolgt.

In begriindeten Einzelfallen kbnnen ausnahmsweise auch andere Materialien zur Dacheindeckung
zugelassen werden.

Dachaufbauten sind nicht zulassig.

Nutzung solarer Strahlungsenergie

Bei Satteldachern ist eine Aufstdnderung abweichend von der Dachneigung unzuldssig; Anlagen zur
Nutzung von solarer Strahlungsenergie sind nur parallel zur Dachneigung montiert zulassig. Die Mon-
tage kann ins Dach integriert oder auf der Dachdeckung erfolgen. Ein Uberschreiten des Dachfirstes
ist nicht zulassig. Es ist ein umlaufiger Randabstand von 60 cm zwischen den Modulen und der Dach-
kante einzuhalten.
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3.2

3.3

34

Werbeanlagen § 74 Abs.1 Nr.2 LBO

Werbeanlagen sind nur an der Statte der Leistung zulassig.

Werbeanlagen sind ausschlieBlich an der Fassade der Gebaude zulassig. Sie durfen nicht auf dem
Dach oder auf freistehenden Werbetragern errichtet werden.

Werbeanlagen dirfen eine GréRRe von 1,0 m? auf jeder Fassadenflache nicht Gberschreiten

Leuchtkdsten und Lichtwerbungen mit blendendem, wechselndem, bewegtem oder laufendem Licht
sowie Booster (Lichtwerbung am Himmel) sind nicht zulassig.

Gestaltung und Nutzung der unbebauten Flachen § 74 Abs.1 Nr.3 LBO

Gestaltung der privaten Grundstiicke (§ 74 (1) Nr. 3 LBO)

Nicht Uberbaute und nicht der ErschlieBung dienende private Grundstucksflachen sind durchgangig
gartnerisch anzulegen sowie gemaf Vorgaben der planungsrechtlichen Festsetzungen (Pflanzgebote)
zu gestalten und dauerhaft zu pflegen. Sie sind grundsatzlich von Versiegelungen, Teilversiegelung
oder sonstigen Nutzungen frei zu halten.

Stellplatze, Zufahrten und Nebenanlagen

Stellplatze, Zufahrten und Wege auf den privaten Grundstiicksflachen sind ausschlieBlich aus was-
serdurchlassigen oder wasserzuriickhaltenden Materialien wie Rasenpflaster, Rasengittersteinen,
Schotterrasen, Pflaster mit Breitfugen oder wassergebundenen Decken zulassig.

Gestaltung und Lage von Platzen fiir Abfallbehilter/ Miillstandorten

Dauerhafte Standplatze fir bewegliche Abfall- und Wertstoffbehalter sind jeweils auf dem Grundstlick
in die Hauptgebaude zu integrieren oder allseitig und gegen direkte Sonneneinstrahlung geschitzt
einzuhausen. Abfall- und Wertstoffbehalter /-anlagen mit einer Grundflache groRer als 3,0 m?, sind zu-
satzlich einzugriinen und von oéffentlichen Verkehrsflachen min. 1,50 m abzuriicken. Dachflachen sind
entsprechend Ziff. A 6.1 zu begriinen.

Einfriedungen

Zul3ssig sind:

Als Einfriedungen entlang der 6ffentlichen Strallen und Wege sind Hecken sowie stehende Holz- oder
begriunte Drahtzdune bis max. 1,30 m Héhe zuldssig. Sockel an Einfriedungen (durchlaufende Fun-
damente) sind nicht zuldssig.

Mauern, Maschendraht- oder Stacheldrahtzaun sind nicht zuldssig

Stitzmauern und Béschungen

Aus topografischen Griinden erforderlich werdende Stiitzmauern zur Uberwindung von Héhenunter-
schieden, sind unabhangig von ihrem Abstand zur Grenze bis zu einer Héhe von maximal 1,5 m je
Grundstuck Uber natiirlichem Gelande zulassig.

Stitzmauern dirfen hintereinander errichtet werden. Bei Terrassierungen haben Stiitzmauern einen
Abstand untereinander von mindestens ihrer Hohe einzuhalten.

Stellplatzerhohung § 37 Abs. 1 LBO i.V.m. § 74 Abs. 2 LBO

Abweichend von § 37 Abs.1 LBO wird entsprechend § 74 Abs. 2 Nr. 2 LBO der Stellplatzschliissel fur
Kettenhduser und Einzelhduser unabhangig von der Wohnungsgrofle auf 1,5 Stellplatze je Wohnein-
heit festgelegt.

Stellplatze vor Garagen (gefangene Stellplatze) konnen innerhalb derselben Wohneinheit auf den
Stellplatzschliissel angerechnet werden.
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5. Riickhaltung/ Ableitung von Niederschlagswasser § 74 Abs.3 Nr. 2 LBO

Bei neu errichteten Gebauden ist anfallendes unverschmutztes Niederschlagswasser der Dachflachen
und befestigten Freiflachen getrennt zu sammeln und zu versickern bzw. zurickzuhalten. Sollte dies
nicht méglich sein, ist anfallendes unverschmutztes Niederschlagswasser der Dachflachen und befes-
tigten Freiflachen soweit es nicht auf dem Grundstlick zur Versickerung gebracht wird, zurlickzuhalten
und gedrosselt an einen 6ffentlichen Regenwasserkanal anzuschlieRen.

Zur Rickhaltung und gedrosselten Ableitung des Niederschlagswassers ist auf den Baugrundstiicken
eine Regenwasserretention durch geeignete Anlagen in hinreichender Dimensionierung vorzusehen
(Retentionszisterne mit Drosselablauf o. A.).

Die Retentionsanlagen sind in den Bauvorlagen darzustellen.

6. Ordnungswidrigkeiten § 75 Abs.3 Nr.2 und Abs.4 LBO

Ordnungswidrig nach § 75 Absatz 3 Nr. 2 LBO handelt, wer entgegen den Ortlichen Bauvorschriften

vorsatzlich oder fahrlassig

a) als Bauherr, Planverfasser, Unternehmer oder Bauleiter die Festsetzungen zur Dachform und
Dachneigung (Nr. 1.1) nicht einhalt,

b) als Bauherr, Planverfasser, Unternehmer oder Bauleiter die Festsetzungen zur Dacheindeckung
(Nr. 1.2) nicht einhalt,

c) als Bauherr, Unternehmer oder Bauleiter Werbeanlagen (Nr. 2) entgegen den Festsetzungen er-
richtet,

d) als Bauherr, Planverfasser oder Bauleiter die Festsetzungen zur Gestaltung der privaten Grund-
stiicke und der Erstellung von Stellplatzen, Zufahrten und vergleichbaren Anlagen aus wasser-
durchlassigen Materialien (Nr. 3.1) nicht beachtet,

e) als Bauherr eine Gestaltung oder Positionierung der dauerhaften Stellplatze fur Abfallbehalter /
Mullstandorte entgegen der ortlichen Bauvorschriften erstellt bzw. erstellen lasst (Nr. 3.2),

f) als Bauherr Einfriedungen erstellt bzw. erstellen lasst, die nicht den Ortlichen Bauvorschriften (Nr.
3.3) entsprechen,

g) als Bauherr bei der Erstellung bzw. dem erstellen lassen von Stitzmauern und Bdschungen die
entsprechenden Festsetzungen (Nr. 3.4) nicht beachtet,

h) als Bauherr, Planverfasser oder Bauleiter der erhohten Stellplatzverpflichtung (Nr. 4) nicht nach-
kommt.

i) als Bauherr, Planverfasser oder Bauleiter der festgesetzten Ableitung von Niederschlagswasser
(Nr. 5) nicht nachkommt bzw. die Retentionsanlagen nicht in den Bauvorlagen darstellt.

Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 75 Absatz 4 LBO mit einer GeldbulRRe bis zu 100.000 EURO ge-
ahndet werden.

Aufgestellt: Ausgefertigt:

Balingen, ..o Balingen, ..o
Michael Wagner Dirk Abel

Baudezernent Oberburgermeister
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	2. Werbeanlagen § 74 Abs.1 Nr.2 LBO
	3. Gestaltung und Nutzung der unbebauten Flächen § 74 Abs.1 Nr.3 LBO
	3.1 Gestaltung der privaten Grundstücke (§ 74 (1) Nr. 3 LBO)
	3.2 Gestaltung und Lage von Plätzen für Abfallbehälter/ Müllstandorten
	3.3 Einfriedungen
	3.4 Stützmauern und Böschungen

	4. Stellplatzerhöhung  § 37 Abs. 1 LBO i.V.m. § 74 Abs. 2 LBO
	5. Rückhaltung/ Ableitung von Niederschlagswasser § 74 Abs.3 Nr. 2 LBO
	6. Ordnungswidrigkeiten § 75 Abs.3 Nr.2 und Abs.4 LBO
	a) als Bauherr, Planverfasser, Unternehmer oder Bauleiter die Festsetzungen zur Dachform und Dachneigung (Nr. 1.1) nicht einhält,
	b) als Bauherr, Planverfasser, Unternehmer oder Bauleiter die Festsetzungen zur Dacheindeckung (Nr. 1.2) nicht einhält,
	c) als Bauherr, Unternehmer oder Bauleiter Werbeanlagen (Nr. 2) entgegen den Festsetzungen errichtet,
	d) als Bauherr, Planverfasser oder Bauleiter die Festsetzungen zur Gestaltung der privaten Grundstücke und der Erstellung von Stellplätzen, Zufahrten und vergleichbaren Anlagen aus wasserdurchlässigen Materialien (Nr. 3.1) nicht beachtet,
	e) als Bauherr eine Gestaltung oder Positionierung der dauerhaften Stellplätze für Abfallbehälter / Müllstandorte entgegen der örtlichen Bauvorschriften erstellt bzw. erstellen lässt (Nr. 3.2),
	f) als Bauherr Einfriedungen erstellt bzw. erstellen lässt, die nicht den Örtlichen Bauvorschriften (Nr. 3.3) entsprechen,
	g) als Bauherr bei der Erstellung bzw. dem erstellen lassen von Stützmauern und Böschungen die entsprechenden Festsetzungen (Nr. 3.4) nicht beachtet,
	h) als Bauherr, Planverfasser oder Bauleiter der erhöhten Stellplatzverpflichtung (Nr. 4) nicht nachkommt.
	i) als Bauherr, Planverfasser oder Bauleiter der festgesetzten Ableitung von Niederschlagswasser (Nr. 5) nicht nachkommt bzw. die Retentionsanlagen nicht in den Bauvorlagen darstellt.




